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Die Rechtsanwaltskanzlei Dorda
Brugger Jordis hatte Ende

Oktober zur Eröffnung einer spek-
takulären Skulpturenausstellung
von Markus Hofer geladen. Mehr
als 100 Repräsentanten aus Recht,
Wirtschaft und Kunst wurden
bereits im Eingangsbereich von
den ungewöhnlichen Werken des
Nachwuchskünstlers überrascht:
Am Rezeptionsdesk schien eine
Lackdose umgefallen zu sein und
der Lack über Bücher langsam auf
den Boden zu tropfen, aus einer
Heizungsrohrinstallation floss Far-
be, und aus einem Wasserhahn an
der Wand rann ein Farbschwall auf
den Teppich.
Stefan Artner und Axel Anderl,
geschäftsführende Gesellschafter
bei Dorda Brugger Jordis, staunten
gemeinsammit ReinholdWiniwar-
ter, Host der Veranstaltungsreihe
DBH, sowie Valentin Kenndler,
geschäftsführender Gesellschafter
von Artware, über die ungewöhnli-
chen Installationen.

Die Kanzlei Wolf Theiss hat
Ende Oktober den „Insolvency

Guide“ präsentiert, der über die
Insolvenz und Restrukturierungs-
möglichkeiten in 14 Jurisdiktionen
informiert und imFachverlag Linde
erschienen ist. Unter der Führung
von Partner Christian Hoenig und
Counsel Christian Hammerl infor-
miert die Einführung über die
Rechtslage in Albanien, Bosnien
und Herzegowina, Bulgarien, im
Kosovo, in Kroatien, Österreich,

Polen, Rumänien, Serbien, Slowe-
nien, der Tschechei sowie Ungarn
und der Ukraine. Alle Autoren sind
Anwälte bei Wolf Theiss.

Deals der Woche

Die Anwaltskanzlei CMS hat die
Heta Asset Resolution AG

beim Verkauf eines Non-Perfor-
ming-Loans-Portfolios imWert von
168 Millionen Euro an die B2Hol-
ding beraten. Dabei wurde Heta in

sämtlichen rechtlichen, regulatori-
schen und steuerlichen Aspekten
in Kroatien, Serbien, Slowenien
und Montenegro von CMS beraten.
Neben dem von Wien aus tätigen
Kernteam, das neben Partner Ale-
xander Rakosi, Corporate Transac-
tions/Banking, aus den Associates
Lisa Oberlechner und Aakriti
Chandihok, Corporate Transac-
tions/Banking, bestand, berieten
weitere elf CMS-Juristen in den be-
troffenen CEE-Ländern. „Wir sind

stolz, Heta bei diesem herausfor-
dernden Projekt, das eines der ers-
ten dieser Dimension und Komple-
xität in der Region war, begleitet zu
haben“, so Rakosi.

Die Rechtsanwaltskanzlei CHSH
hat die KGAL Gruppe, einen der

größten deutschen Assetmanager,
rechtlich beim Kauf des Einkaufs-
zentrums EO Oberwart im Südbur-
genland beraten. Unter der Leitung
von Partner Manfred Ton haben
Mark Krenn, Matthias Nödl, Stefan
Huber, Bernhard Kofler-Senoner
undNikolayYanev denDeal beglei-
tet. „Wir freuen uns, dass der
Erwerb des Einkaufszentrums EO
Oberwart bereits das vierte Projekt
darstellt, bei dem die KGAL auf die
Expertise von CHSH vertraut hat“,
so Ton.
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Überraschende Kunst bei Dorda
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Wolf Theiss präsentiert den „Insol-
vency Guide“. [Wolf Theiss]

Partner Alexander Rakosi leitete
das CMS-Team. [ CMS]
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GmbH ALT GmbH light GmbH light NEU

Zeitraum

Mindeststammkapital

Mindesteinzahlung

Besonderheiten

Mindest-
körperschaftsteuer

bis zum 30. 6. 2013 von 1. 7. 2013 bis 28. 2. 2014 ab dem 1. 3. 2014

35.000 € 10.000 € 35.000 €

17.500 € 5000 € 17.500 €

1750 € 500 € 1750 €
Für ab dem 1. 7. 2013 neu

gegründete GmbHs: in den ersten 
fünf Jahren 500 €, danach 1000 €, 

ab dem zehnten Jahr 1750 €.

Gründungsprivilegierte GmbH 
mit 10.000 € möglich

(erst ab dem 1. 3. 2014)

Kapitalherabsetzung auf 10.000 € 
für alte GmbHs möglich

(Beibehaltungsmöglichkeit bis 1. 3. 2024)
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GmbHmal drei: Für den OGH ein „Sündenfall“
Verfassungswidrig? Nach dem Hin und Her des Gesetzgebers bei den Regeln für die GmbH schaltet der Oberste Gerichts-
hof (OGH) jetzt den Verfassungsgerichtshof ein: „Rechtssicherheit und Vertrauensschutz bleiben auf der Strecke.“

VON DANIEL VARRO

Wien. Der Oberste Gerichtshof hat
massive Zweifel, dass die GmbH
light neu verfassungskonform ist.
Die Koalition hat aus Gründen der
Budgetknappheit im Februar mit
dem Abgabenänderungsgesetz
2014 die GmbH light (Mindest-
stammkapital: 10.000 Euro) de fac-
to – nach acht Monaten – wieder
abgeschafft. Danach wird das Min-
deststammkapital einer GmbH
wieder auf 35.000 Euro angehoben.
Als günstigere Gründungsmög-
lichkeit wurde die sogenannte
gründungsprivilegierte GmbH
(GmbH light neu) eingeführt. Die-
se darf zwar mit 10.000 Euro ge-
gründet werden, muss aber inner-
halb von zehn Jahren auf ein
Stammkapital von zumindest
35.000 Euro aufstocken.

In einem soeben ausgefertigten
Beschluss fordert der OGH den Ver-
fassungsgerichtshof auf, die neuerli-

che Änderung auf ihre Vereinbar-
keit mit der Verfassung hin zu über-
prüfen. Vor allem das Nebeneinan-
der von drei verschiedenen „GmbH-
Regimen“ könne laut OGH „nur als
Sündenfall des Gesetzgebers be-
zeichnet werden“, sodass sich die
Frage eines Verstoßes gegen den
Gleichheitssatz aufdränge. Für den
OGH steht jedenfalls fest: „Rechtssi-
cherheit und Vertrauensschutz blie-
ben auf der Strecke.“ Die Aufhebung
würde eine Rückkehr zur ursprüng-
lichenGmbH light bedeuten.

Die Rückkehr zum Mindest-
stammkapital von 35.000 Euro ist
bereits wirtschaftspolitisch überra-
schend, weil Österreich damit den
weltweit höchsten Schwellenwert
aufweist. Der europäische Schnitt
liegt bei etwa 8000 Euro. Motiv wa-
ren nach den Materialien aber
nicht wirtschaftspolitische oder ge-
sellschaftsrechtliche Überlegungen,
sondern bloß der drohende Steuer-
ausfall: „Aus steuerrechtlichen Er-

wägungen [. . .] erscheint es gebo-
ten, das Mindeststammkapital der
GmbH wieder auf den bis Mitte
2013 geltenden Betrag“ zu erhöhen.

Der Steuerausfall entstand da-
durch, dass die Mindestkörper-
schaftsteuer, die fünf Prozent des
Mindeststammkapitals für GmbHs
beträgt, mit dessen Herabsetzung
von 1750 auf 500 Euro gesunken ist.
Diese Mindeststeuer trifft nur
GmbHs, die nicht mehr als 7000
Euro Gewinn im Jahr erwirtschaf-
ten. Angeblich kann aber wegen der
ungünstigen Wirtschaftslage jede
dritte GmbH nur die Mindestkör-
perschaftsteuer zahlen. Daher wur-
de der Steuerausfall infolge der Re-
duktion mit jährlich 40 bis
50 Mio. Euro prognostiziert. Da-
rüber hinaus bestand unter gewis-
sen Voraussetzungen auch dieMög-
lichkeit, das alte Stammkapital von
35.000 auf 10.000 Euro steuerneutral
herabzusetzen – Grund für ein be-
fürchtetes weiteres Minus von 125
Mio. Euro an Steuern in drei Jahren.
Überraschung war das keine: Diese
Zahlen stammen aus einer Schät-
zung des Gesetzgebers bei Einfüh-
rung der GmbH light selbst.

Der OGH überrascht nicht nur
mit seiner ungewöhnlich scharfen
Kritik an der Vorgehensweise des
Gesetzgebers. Er stellt auch die bis-
her gefestigte Rechtsansicht zur
Bedeutung des Mindeststammka-
pitals als Gläubigerschutzinstru-
ment allgemein infrage.

Verfassungsrechtlich bedenk-
lich erscheinen für den OGH vor
allem folgende Punkte:
I Die allgemeine Rückkehr zum
Stammkapital von 35.000 Euro,
wenn – nach den Erläuterungen des
Gesetzgebers zur GmbH light –
Gläubigerschutzzwecke mit dem
Stammkapital nur noch einge-
schränkt erfüllt werden und bei vie-
len Unternehmen Stammkapital in
dieser Höhe gar nicht nötig ist.
I Die Berechnung der Mindest-
körperschaftsteuer von einemMin-
deststammkapital von 35.000 € bei
gründungsprivilegierten GmbHs,
obwohl diese faktisch nur ein
Stammkapital von 10.000 € haben.
I Die allgemeine Verpflichtung
zur Aufstockung des Stammkapi-
tals nach zehn Jahren, weil nach
diesem Zeitraum die Insolvenzge-
fahr im Regelfall kaum mehr be-
steht. Auch erscheint die Befristung
mit zehn Jahren als willkürlich und
sachlich nicht gerechtfertigt.
I Die unterschiedliche Behand-
lung von als GmbH light gegründe-
ten GmbHs, die das Stammkapital
von 10.000 Euro bis 1. März 2024
beibehalten dürfen, den grün-
dungsprivilegiert gegründeten
GmbHs, die erst nach zehn Jahren
das Stammkapital auf das gesetzli-
che Mindestmaß auffüllen müssen,
und den Altgesellschaften (vor
1. Juli 2013), die keine Möglichkeit
mehr haben, das Stammkapital auf
10.000 Euro herabzusetzen oder

die Gründungsprivilegierung in
Anspruch zu nehmen.

Sollte der VfGH die Bedenken
des OGH teilen, bleibt dem Gesetz-
geber nur ein kleiner Gestaltungs-
spielraum, um den Steuerausfall ab-
zufangen. Eine Erhöhung des
Stammkapitals auf 35.000 Euro soll
demOGH zufolge nicht ohneWeite-
res möglich sein: „Es ist in der Tat
nicht zu sehen, dass sich bereits acht
Monate nach Inkrafttreten des Ges-
RÄG 2013 (GmbH light) die Verhält-
nisse so grundlegend geändert hät-
ten, dass nunmehr wieder entgegen
den damaligen Erwägungen des Ge-
setzgebers ein höheres Stammkapi-
tal vonnöten sei.“ Daswirft die Frage
der sachlichenRechtfertigung auf.

Nach der Rechtsprechung des
VfGH kommt die Erhöhung der
Mindestkörperschaftsteuer auf
17,5 Prozent des Mindeststammka-
pitals (das wären bei
10.000-Euro-GmbHs wieder 1750
Euro) wegen einer überproportio-
nalen Belastung wohl ebenfalls
nicht in Betracht (s. VfGH
24. 1. 1997, G 388-391/66). Die Be-
denken des OGH lassen vermutlich
keine andere Wahl, als zur GmbH
light zurückzukehren. Daher ist ge-
rade für Neugründer diese Ent-
scheidung von erheblicher Bedeu-
tung und sollte – nach Möglichkeit
– abgewartet werden.

MMag. Dr. Varro LL.M. ist Anwalt bei DLA
Piper Weiss-Tessbach Rechtsanwälte GmbH.
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